
Merkblatt – Aufenthaltserlaubnis für eine Berufsausbildung                    

(§ 16a AufenthG) 

 

Beschreibung 

Eine Aufenthaltserlaubnis kann zum Zweck einer qualifizierten betrieblichen oder schulischen Berufsausbildung erteilt werden, wenn 

die Berufsausbildung zu einem staatlich anerkannten Abschluss führt.  

Zur Berufsausbildung gehören Ausbildungen nach dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung und Ausbildungsgänge in 

berufsbildenden Schulen, soweit sie einem Beschäftigungsverhältnis gleichzusetzen sind, weil sie durch die Bezahlung einer 

Ausbildungsvergütung den Charakter eines Beschäftigungsverhältnisses haben (z.B. Ausbildungsgänge in der Kranken-, Entbindungs- 

und Altenpflege). 

Bei einer qualifizierten Berufsausbildung wird ein Nachweis über ausreichende deutsche Sprachkenntnisse verlangt, wenn die für die 

konkrete qualifizierte Berufsausbildung erforderlichen Sprachkenntnisse weder durch die Bildungseinrichtung geprüft worden sind 

noch durch einen vorbereitenden Deutschsprachkurs erworben werden sollen. 

Zur Gleichbehandlung von qualifizierter Berufsausbildung und Studium, wo studienvorbereitende Sprachkurse zum Aufenthaltszweck 

Studium zählen, ist mit Satz 3 geregelt, dass ein der qualifizierten Berufsausbildung vorgelagerter Deutschsprachkurs zum 

Aufenthaltszweck der Berufsausbildung zählt und damit von der Aufenthaltserlaubnis nach § 16a Absatz 1 umfasst ist. 

Insbesondere zählt zu dem vorgelagerten Deutschsprachkurs auch der berufsbezogene Deutschsprachkurs nach der 

Deutschsprachförderverordnung (DeuFöV), der der sprachlichen Vorbereitung zur Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung 

nach § 57 Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch dient. Für die Entscheidung über die Teilnahmeberechtigung ist das 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zuständig. 

Die Ausübung einer von der Berufsausbildung unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche ist erlaubt. Eine selbständige 

Tätigkeit ist damit nicht erlaubt. 

Die Aufenthaltserlaubnis für eine Berufsausbildung setzt voraus, dass der Lebensunterhalt gesichert ist. Dieser gilt als gesichert, wenn 

über monatliche Mittel in Höhe des monatlichen Bedarfs, der nach den §§ 13 und 13a Abs. 1 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetztes verfügt werden kann. 

Nach erfolgreichem Abschluss der Berufsausbildung kann nach § 20 Abs. 3 Nr. 3 AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu zwölf 

Monate erteilt werden. In dieser Zeit kann dann ein Arbeitsplatz gesucht werden. Der Arbeitsplatz muss der abgeschlossenen 

Berufsausbildung angemessen sein. 

Nach Terminvereinbarung ist Ihre persönliche Vorsprache für die Beantragung eines Aufenthaltstitels erforderlich. Gerne können Sie 

mit uns ein Beratungsgespräch vereinbaren, so dass wir Sie individuell beraten können. 

Aufgrund der Komplexität des Aufenthaltsgesetzes sowie der angrenzenden Rechtsgebiete dient diese Beschreibung unserer 

Dienstleistung lediglich zu Ihrer Information und ist aufgrund möglicher Gesetzesänderungen nicht rechtsverbindlich. 

  



Notwendige Unterlagen 

- Antrag auf Ausstellung eines Aufenthaltstitels 

- Reisepass, Ausweis, Ausweisersatz, elektronischer Aufenthaltstitel 

- Digitales Lichtbild 

- Nachweis über eine qualifizierte Berufsausbildung, welche zu einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 

Berufsabschluss führt 

- Ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache (Niveau B1) des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen 

eines anerkannten Sprachinstituts 

 

Ausnahme: Wenn während der Ausbildung eine individuelle Sprachförderung gewährt wird oder bestätigt wird, dass die 

Sprachkenntnisse für die Absolvierung der qualifizierten Berufsausbildung ausreichend sind 

 

- Bei einer betrieblichen Berufsausbildung:  Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 

 

- Bei einer schulischen, fachtheoretischen Berufsausbildung: 

- Nachweis der Teilnahme an einer Berufsfachschule oder privaten, staatlich anerkannten Ergänzungsschule 

 
- Nachweis über die Sicherung des Lebensunterhaltes der Bedarfsgemeinschaft (z.B. die letzten drei Lohnabrechnungen, 

Bescheinigung des Steuerberaters über den monatlichen durchschnittlichen Nettogewinns der letzten zwölf Monate, 
Kindergeldbescheid, Kinderzuschlag, Wohngeld)  

- Nachweis über ausreichenden Wohnraum (z.B. Mietvertrag, Grundbuchauszug, Grundbesitzabgabenbescheid) inklusive 
Nebenkosten 

- Formular „Erklärung im Zusammenhang mit der Prüfung der Sicherung des Lebensunterhaltes“ 
- Gebühr: 0,00 - 100,00 Euro 

- Abhängig vom Aufenthaltszweck können weitere oder andere Nachweise erforderlich sein 

 

Rechtsgrundlagen 

Aufenthaltsgesetz_§_16a 

 

Bearbeitungsdauer 

Die Bearbeitungsdauer ist abhängig von den vorgelegten Unterlagen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16a.html

